
Für Dialysepatienten, die sich einer stationären 
Behandlung oder Operation in den Städtischen 
Kliniken Frankfurt a.M.-Höchst unterziehen, ist 
die Hämodialysebehandlung ab jetzt direkt am 
Krankenbett und ohne lange Umwege machbar. 
Möglich macht dies eine Kooperation mit der 
Gemeinschaftspraxis für Nierenerkrankungen 
Darmstadt. „Mit dem Ziel, die nephrologische 
Kompetenz an den Städtischen Kliniken Frank-
furt a.M.-Höchst weiter auszubauen und für 
Patienten mit chronischer Niereninsuffizienz und 
Dialysepflicht ein Angebot zu schaffen, haben 
wir einen Kooperationsvertrag mit der Nephro-
logischen Gemeinschaftspraxis / Dialyse Centrum 
Darmstadt-Dieburg-Langen geschlossen“, 
erläutert Dr. med. Christof Kugler, medizinischer 
Betriebsleiter der Städtischen Kliniken Frankfurt 
a.M.-Höchst, das neue Angebot. Die Kooperati-
on beinhalte die nephrologische Beratung und 
die Durchführung von Hämodialysen für stati-
onäre Patientinnen und Patienten im Klinikum 
zu vereinbarten Zeiten montags, mittwochs 
und freitags. Hierzu wurden durch die Praxis auf 
der Station A4L zwei Dialyseplätze eingerichtet. 
Bisher war das Angebot des Klinikums nur auf 
die Akutdialyse begrenzt.

„Die Verstärkung der nephrologischen Kom-
petenz ist nicht nur ein bedeutender Vorteil 
für dialysepflichtige Patienten, die in unserem 
Klinikum stationär aufgenommen werden, 
sondern auch für Patienten mit einer chro-
nischen Niereninsuffizienz, bei denen sich die 
Nierenerkrankung akut verschlechtert wäh-
rend des Klinikaufenthalts und deshalb eine 
Dialysebehandlung eingeleitet werden muss“, 
unterstreicht Prof. Dr. med. Semi Sen, Chefarzt 
der Klinik für Innere Medizin 1 der Städtischen 
Kliniken. Dies gelte ebenso für Patienten mit 
bestehender asymptomatischer Nierenfunk-
tionsstörung, bei denen ein Fortschreiten der 
Krankheit durch die nephrologische Kompetenz 
verhindert werden soll. Zwar wurden Patienten 
mit akutem Nierenversagen als Folge schwerer 
Grunderkrankungen wie etwa Sepsis, Schock, 
Low-Output-Syndrom bei schwerer Herzinsuffi-
zienz auf der Intensivstation mit der Akutdialyse 
versorgt, pro Jahr insgesamt 50 Patienten. Eine 
Hämodialyse auf der Normalstation war bisher 
nicht möglich. Diese Patienten wurden in die 
nächstgelegenen Dialysepraxen und dann zurück 
in die Klinik gebracht. „Neben der Stärkung und 
der Steigerung der Attraktivität des Klinikstand-
ortes Frankfurt-Höchst bietet die innerhäusliche 

Hämodialysebehandlung den chronisch Kranken 
ein optimales Versorgungsangebot. Parallel zu 
einer notwendigen Therapie, z.B. einer Gefäßre-
konstruktion oder einer internistischen Untersu-
chung wie Herzkatheter kann die Dialysetherapie 
ohne Unterbrechung vor Ort fortgesetzt wer-
den“, erläutert Norgard Ortwein-Horn, Ärztin 
für Innere Medizin und Nephrologie, Praxis und 
Dialyse Dieburg.
Bei Patienten mit dialysepflichtigem Nierenver-
sagen wird operativ eine Verbindung zwischen 
Arterie und Vene angelegt. In der Folge erweitert 
sich die Vene zu einem großvolumigen Gefäß, 
das für die Langzeitdialyse Voraussetzung ist. In 
akuten Fällen ist sogar die Anlage eines Dialyse-
katheters am Hals oder einer Kunststoffshunt-
prothese am Arm erforderlich, um unverzüglich 
mit der Dialyse beginnen zu können. All diese 
Verfahren sind direkt in der Chirurgischen Klinik 
möglich. Thomas Broszey, OA und Gefäßchirurg 
in der Chirurgischen Klinik: „Wir stellen durch 
unseren eigenen gefäßchirurgischen Dienst 
sicher, dass immer ein adäquater Gefäßzugang 
für die Dialyse angelegt wird. Weil die Patienten 
oft sehr krank sind, setzen wir dabei meistens 
örtliche Betäubung ein.“ 
Weitere Informationen: www.skfh.de
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Ohne Umwege
Kooperation sorgt für kürzere Wege für Dialysepatienten in den Städtischen 
Kliniken Frankfurt a.M.-Höchst
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Die  Auswirkungen der Reform des deutschen 
Gesundheitssystems auf die Organisation 
ambulanter und stationärer Medizinversorgung 
hat deutliche Kritik von Ärzten und Patienten 
hervorgebracht. Wirtschaftliche Zwänge und 
Verwaltungsaufgaben bestimmen große Teile 
des Berufsalltags von Ärzten. Der Patientenfür-
sorge geht dadurch kostbare Zeit verloren. Diese 
Entwicklung betrifft nicht nur niedergelassene 

Arztpraxen, sondern auch Krankenhäuser und 
Universitätskliniken. Die Qualität der ambu-
lanten Medizinversorgung der Bürgerinnen und 
Bürger leidet unter diesen Bedingungen des 
Gesundheitssystems. Deshalb befasste sich die 
635. Sitzung der Frankfurter Medizinischen Ge-
sellschaft unter dem Motto „Ist die Zukunft der 
medizinischen Versorgung in Hessen gefährdet?“ 
mit aktuellen Entwicklungen der ambulanten 

und stationären Medizinversorgung Hessens.
Einführend informierte Staatssekretär Gerd 
Krämer, Hessisches Wissenschaftsministerium, 
über die Zukunft der Hochschulmedizin. 
Darauf erläuterte der stellvertretende Vor-
standsvorsitzende der Kassenärztlichen Verei-
nigung Hessen, Dr. Gerd W. Zimmermann, die 
Rolle der Kassenärztlichen Vereinigung in der 
Medizinversorgung Hessens. Schließlich referierte 
Dr. med. Gottfried von Knoblauch zu Hatzbach, 
Präsident der Landesärztekammer Hessen, über 
Privilegien und Verpflichtungen ärztlicher Frei-
beruflichkeit und wagte dabei einen Blick in die 
Zukunft. Die Moderation der Sitzung übernahm 
an diesem Abend der Ärztliche Direktor des 
Klinikums der J.W. Goethe-Universität Frankfurt, 
Prof. Dr. med. Roland Kaufmann.
Kontroverse und spannende Diskussionen über 
die Zukunft ambulanter und stationärer Medi-
zinversorgung in Hessen hatte die 635. Sitzung 
der Frankfurter Medizinischen Gesellschaft insge-
samt den Teilnehmern zu bieten.

Weitere Informationen: Prof. Dr. Frank Grünwald, 
Direktor der Klinik für Nuklearmedizin, Klinikum der J.W. 
Goethe-Universität Frankfurt am Main, Fon: (0 69) 63 01 
– 43 30, Fax:	(0 69) 63 01 – 68 05, E-Mail: gruenwald@
em.uni-frankfurt.de,  Internet: www.frankfurter-medizi-
nische-gesellschaft.de
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Medizinische Versorgungsgefahr? – Quo vadis Hessen?
Die Frankfurter Medizinische Gesellschaft  hatte zu ihrer 635. Sitzung eingeladen, um über die Zukunft ambulanter 
und stationärer Medizinver-sorgung in Hessen zu diskutieren.

Prof. Dr. Ferdinand Gerlach vom Uniklinikum Frankfurt, der Ärztliche Direktor der Uniklinik Prof. Dr. Roland Kauf-
mann, Staatssekretär Gerd Krämer vom Hessischen Wissenschaftsministerium, der Präsident der Landesärztekammer 
Hessen Dr. med. Gottfried von Knoblauch zu Hatzbach, der Vorsitzende der FMG Prof. Dr. Frank Grünwald sowie 
der stellv. Vorstandsvorsitzende der Kassenärztlichen Vereinigung Hessen Dr. Gerd W. Zimmermann (v.l.n.r.).


